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Stellungnahme zum 1. Entwurf 2026 des Sachlichen Teilprogramms Windenergie für den Landkreis Hildesheim  

Stellungnahme gegen die Planung der Vorranggebiete: 
VR-Wind-Nr. 22 (Subeek-Gehbeek), VR-Wind-Nr. 23 (Bockenem-Ilde / Lamspringe-Evensen), VR-Wind-Nr. 24 (Harplage), VR-Wind-Nr. 25 (Nette-Werder), VR-Wind-Nr. 26 (Bockenem-Bornum), VR-Wind-Nr. 27 (Volkersheim-Schlewecke), VR-Wind-Nr. 28 (Mahlum-Nord), VR-Wind-Nr. 29 (Eyershausen), VR-Wind-Nr. 30 (Neuhof)


Begründung: Gefahr von Öl- und Chemikalieneinträgen in Boden und Grundwasser / AwSV‑Problematik


Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit erhebe ich formell Einwand gegen die Ausweisung der oben genannten Vorranggebiete. Der Planentwurf verkennt vollständig die erheblichen Risiken durch wassergefährdende Stoffe aus modernen Windenergieanlagen und verstößt damit gegen grundlegende Anforderungen des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG), der AwSV, des Niedersächsischen Wassergesetzes (NWG) sowie gegen das Vorsorgeprinzip.


1. Tatsächliche Gefährdungslage durch wassergefährdende Stoffe
Moderne Windenergieanlagen der 6–7‑MW‑Klasse enthalten regelmäßig:
1. ca. 1.200 Liter Getriebeöl,
1. ca. 600 Liter Kühlflüssigkeit (z. B. Antifrogen / Monoethylenglykol, WGK 1),
1. ca. 250 Liter Hydrauliköl,
1. diverse Schmierstoffe und Additive.

Diese Stoffe sind wassergefährdend und unterliegen den Anforderungen der AwSV.

Bei Havarien, Leckagen, Materialermüdung oder Störungen besteht das Risiko eines unkontrollierten Austritts. Dies betrifft insbesondere:
1. Getriebeölverluste,
1. Leckagen an Hydrauliksystemen,
1. Kühlmittelaustritte,
1. Schlauch- und Dichtungsversagen,
1. Sturmschäden,
1. Brandereignisse.

Der Planentwurf ignoriert diese Risiken vollständig.


2. Außenliegende Rückkühler – systematische AwSV‑Problematik
Bei modernen WEA werden regelmäßig außenliegende Rückkühler verbaut. Diese gelten als AwSV‑Anlagen und benötigen eine Ausnahmegenehmigung nach § 16 Abs. 3 AwSV, da sie:
1. nicht doppelwandig,
1. nicht vollständig umschlossen,
1. nicht flüssigkeitsdicht eingefasst sind.

Im Harplage‑Projekt (wpd) sowie beim Projekt Windpark Mahlum beispielsweise wurden solche Ausnahmen bereits beantragt – ein klarer Hinweis, dass diese Problematik alle modernen Anlagen betrifft.

Der Landkreis verschweigt im Teilprogramm:
1. dass solche Ausnahmen regelmäßig beantragt werden,
1. dass sie regelmäßig genehmigt werden sollen,
1. dass sie regelmäßig wasserrechtliche Risiken erzeugen,
1. dass sie im Karstgebiet besonders gefährlich sind.

Dies ist ein schwerer Abwägungsfehler.


3. Geschotterte Stellflächen – keine Rückhaltung, keine Dichtheit
Projektierer beantragen regelmäßig, dass:
1. Stellflächen,
1. Kranstellflächen,
1. Zufahrten,
1. Wartungsflächen
nur geschottert ausgeführt werden.

Geschotterte Flächen sind:
1. nicht flüssigkeitsdicht,
1. nicht rückhaltefähig,
1. nicht AwSV‑konform,
1. nicht geeignet, Öl oder Kühlmittel zurückzuhalten.

Der Landkreis erlaubt diese Praxis implizit, indem er sie im Teilprogramm nicht ausschließt.
Damit wird ein systematisches Grundwasserrisiko geschaffen.


4. Besondere Gefährdung in Karstgebieten und Trinkwasservorranggebieten
Die Vorranggebiete 22–30 liegen teilweise in:
1. Karstgebieten,
1. Trinkwasservorranggebieten,
1. Trinkwasservorbehaltsgebieten,
1. Gebieten mit hoher Grundwasserempfindlichkeit.

In Karstgebieten gilt:
1. keine Filterwirkung,
1. extrem schnelle Infiltration,
1. hohe Transportgeschwindigkeit,
1. direkte Gefährdung von Trinkwasserbrunnen.

Ein einziger Austritt von Getriebeöl oder Kühlmittel kann zu irreversiblen Grundwasserschäden führen.
Der Landkreis ignoriert diese besondere hydrogeologische Gefährdung vollständig.


5. Rechtslage – zwingende wasserrechtliche Anforderungen
Der Planentwurf verstößt gegen:
1. § 62 WHG (Anforderungen an Anlagen mit wassergefährdenden Stoffen),
1. § 63 WHG (Anforderungen an Rückhaltung und Sicherheit),
1. § 16 Abs. 3 AwSV (Ausnahmegenehmigungen nur in engsten Grenzen),
1. § 109 ff. NWG (Schutz des Grundwassers),
1. das Vorsorgeprinzip (§ 5 WHG).

Ein Teilprogramm, das systematisch Anlagen zulässt, die nur mit Ausnahmegenehmigungen betrieben werden können, ist rechtswidrig.


6. Forderung – zwingende Ausschlüsse im Teilprogramm
Ich fordere den Landkreis auf, im Teilprogramm verbindlich festzulegen:
1. Keine Zulassung von Windenergieanlagen mit außenliegenden Rückkühlern im gesamten Kreisgebiet.
1. Keine Zulassung geschotterter Stellflächen an WEA‑Standorten.
1. Keine Zulassung von AwSV‑Ausnahmegenehmigungen nach § 16 Abs. 3 AwSV im Rahmen von WEA‑Projekten.
1. Ausschluss aller Vorranggebiete 22–30, da sie in hochsensiblen Grundwasser- und Karstbereichen liegen.
1. Verbindliche Festlegung flüssigkeitsdichter Auffangsysteme, falls der Landkreis trotz der Risiken an der Planung festhält.

Der Landkreis ist verpflichtet, bereits im Teilprogramm Gefahren für Boden und Grundwasser auszuschließen. Dies ist kein Thema der späteren Genehmigung – es ist ein planerischer Ausschlussgrund.


7. Schlussfolgerung
Der Planentwurf ist:
1. unvollständig,
1. unsachgemäß,
1. wasserrechtlich fehlerhaft,
1. absolut nicht genehmigungsfähig.

Ich beantrage daher, die Vorranggebiete 22–30 ersatzlos zu streichen.



Mit freundlichen Grüßen 

 
_____________________ 	 	 	___________________________ 
Ort, Datum 	 	 	 	 	Unterschrift    

